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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 41/09 B 
 
L 10 R 149/07 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 8 R 218/05 (SG Oldenburg) 
 
 
 
……………………………………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………., 
  
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Oldenburg-Bremen, 
Huntestraße 11, 26135 Oldenburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 4. März 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e 

und   K a l t e n s t e i n 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 22. Dezember 2008 wird 

als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine 

außergerichtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 22.12.2008 hat das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) einen 

Anspruch des Klägers auf Gewährung von Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 

verneint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozial-

gericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Er beruft sich auf Divergenz.  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung vom 27.2.2009 

genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil keiner der in § 160 Abs 2 des 

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) abschließend aufgeführten Zulassungsgründe ordnungsgemäß 

dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Zur formgerechten Rüge des Zulassungsgrundes der Divergenz (Abweichung) gehört es, in der 

Beschwerdebegründung nicht nur eine Entscheidung genau zu bezeichnen, von der die Ent-

scheidung des LSG abgewichen sein soll; es ist auch deutlich zu machen, worin genau eine 

Abweichung zu sehen sein soll. Der Beschwerdeführer muss daher darlegen, zu welcher kon-

kreten Rechtsfrage eine die Berufungsentscheidung tragende Abweichung in deren rechtlichen 

Ausführungen enthalten sein soll. Er muss mithin einen abstrakten Rechtssatz der vorinstanzli-

chen Entscheidung und einen abstrakten Rechtssatz aus dem höchstrichterlichen Urteil so 

bezeichnen, dass die Divergenz erkennbar wird. Nicht hingegen reicht es aus, auf eine 

bestimmte höchstrichterliche Entscheidung mit der Behauptung hinzuweisen, das angegriffene 

Urteil weiche hiervon ab. Schließlich ist darzulegen, dass die berufungsgerichtliche Entschei-

dung auf der gerügten Divergenz beruhe (BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 21, 29).  

 

Der Kläger beschränkt sich auf die Behauptung, die Entscheidung des LSG weiche von den 

Urteilen des BSG vom 25.5.1976 (5/12 RJ 120/75 - BSGE 42, 64 = SozR 5420 § 95 Nr 1) und 

vom 14.5.1991 (5 RJ 82/89 - BSGE 68, 277 = SozR 3-2200 § 1246 Nr 13) ab. Fraglich sei, ob 

der Kläger "hier der Stufe 2 oder der Stufe 3 zuzuordnen" sei. Damit gibt der Kläger weder aus 

dem angefochtenen Urteil noch aus der zitierten Rechtsprechung des BSG tragende abstrakte 

Rechtssätze wieder, die er als einander widersprechend gegenüberstellt. Überdies fehlen jede 

Ausführungen dazu, dass die berufungsgerichtliche Entscheidung auf der - vermeintlichen - 

Divergenz beruhe.  

 

Soweit der Kläger das Urteil des LSG in der Sache für falsch hält, kann dies der Nichtzulas-

sungsbeschwerde nicht zum Erfolg verhelfen. Denn die - vermeintliche - inhaltliche Unrichtigkeit 

der Berufungsentscheidung kann mit der Nichtzulassungsbeschwerde nicht gerügt werden 

(BSG SozR 1500 § 160a Nr 7).  
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Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 Satz 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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